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Die Bekämpfung der Inflation in Griechenland 

und die Deportation der Juden von Saloniki

Anders als die späteren Versuche zur Verschleppung der Juden von Athen in die deut-

schen Vernichtungslager ging die Deportation der Juden von Saloniki zu Beginn des

Jahres 1943 reibungslos vonstatten. In dieser Frage kooperierten die griechische Re-

gierung und die lokalen Behörden mit der deutschen Besatzungsverwaltung ohne

nennenswerte Meinungsverschiedenheiten.

Saloniki war über Jahrhunderte eine türkisch-bulgarisch-griechisch-jüdische

Stadt, bis 1918 war das Ladino der sephardischen Juden die örtliche Lingua franca ge-

wesen. Zwischen 1912 und 1941 verlor die jüdische Gemeinde in Saloniki bereits ei-

nige zehntausend Mitglieder durch Auswanderung. Im Jüdischen Lexikon von 1927

heißt es: »Als Saloniki zu Griechenland kam, setzte dort eine Bewegung zur Verdrän-

gung der Juden aus ihren Positionen ein. (…) Auch der Flüchtlingsaustausch mit der

Türkei führte zur Abwanderung zahlreicher Juden, die den griechischen Flüchtlingen

aus der Türkei Platz machen mußten.« An anderer Stelle steht im selben Lexikon: »In-

folge des Bevölkerungsaustausches zwischen der Türkei und Griechenland sind vie-

le Balkangriechen in Saloniki eingewandert, und es scheint, daß diese Zuzügler den

Antisemitismus mitgebracht haben.« Bereits 1912 versuchte die neue griechische

Stadtverwaltung die jüdischen Friedhöfe im Zentrum zu enteignen.Das scheiterte und

gelang erst unter deutscher Besatzung. Heute steht dort die Universität.Aus national-

griechischer Sicht besiegelte die Deportation der noch in Saloniki verbliebenen Juden

die Hellenisierung des griechischen Nordens im Frühjahr 1943. Ein Jahr später woll-

ten die Deutschen die 8.000 assimilierten Juden Athens nach Auschwitz verfrachten.

Mangels griechischer Unterstützung konnten sie nur 1.200 verhaften.

Wie erinnerungsfaul sich die heutige griechische Regierung verhält, zeigt eine

knapp tausendseitige, völlig inhaltsleere Dokumentation über das Schicksal der Ju-

den des Landes, die das griechische Außenministerium 1998 in englischer Sprache

herausgab: In der Einleitung rühmt sich die griechische Regierung, Griechenland ha-

be seine Judenfreundlichkeit schon früh bewiesen, weil die Regierung Venizelos 1917
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als erste europäische Regierung einen eigenen jüdischen Staat gefordert habe. Das

schon zitierte Jüdische Lexikon benannte die Motive dafür 1927 klipp und klar.Veni-

zelos war der griechische Ministerpräsident, der »danach strebte Saloniki zu entjuden

und zu hellenisieren«.1

Über diesen Grund für die deutsch-griechische Kooperation zum Zweck der

Judendeportation soll im Folgenden nicht gesprochen werden. Er ist bekannt. Ein

zweiter Grund aber wird bis heute in der populären wie in der wissenschaftli-

chen Literatur zum Zweiten Weltkrieg und zum Holocaust übersehen: Es ist der Ge-

sichtspunkt der gemeinsamen Verwertung des Eigentums der Deportierten. Er ist

erstmals in der von Christian Gerlach und dem Autor dieses Aufsatzes verfassten

Studie über die Deportation und Ermordung der ungarischen Juden erörtert. Da-

bei geht es um den Zusammenhang zwischen den enormen Besatzungskosten, die

die Deutschen den unterworfenen Staaten auferlegten und der Enteignung der Ju-

den mit dem Ziel, die inflationsgefährdeten Währungen der besetzten Länder zu sta-

bilisieren.

Nach der Besetzung durch die deutsche Wehrmacht am 19. März 1944 war die

»politische Lage« nach den Beobachtungen des Reichswirtschaftsministeriums »durch

die radikale Lösung der Judenfrage gekennzeichnet«. Die Juden, so resümiert der Be-

obachter, »verlieren beim Verlassen des ungarischen Staatsgebiets die ungarische

Staatsbürgerschaft; ihr Vermögen verfällt dem ungarischen Staat«. Gleichzeitig führ-

ten die exorbitanten Besatzungskosten nach den Feststellungen des steuernd betei-

ligten Reichswirtschaftsministeriums nicht zu inflationären Tendenzen. Beides hing

nach Ansicht des schon genannten Beobachters zusammen: »Es ist anzunehmen, dass

der Notenumlauf nicht wesentlich gesteigert ist, da die erhöhten Finanzanforderungen

an den ungarischen Staat bisher aus beschlagnahmten Judengeldern bestritten wer-

den.« Zwar »verfielen« die Besitztümer der deportierten und ghettoisierten Juden dem

ungarischen Staat, doch von dort flossen sie direkt in den deutschen Besatzungs-

kosten-Etat, den der Autor des Berichts mit »erhöhten Finanzanforderungen« um-

schrieb. Und von dort ging der Transfer weiter an jeden einzelnen deutschen Solda-

ten, der stets in der Landeswährung, niemals in Reichsmark bezahlt wurde. Deshalb,

so heißt es im selben Bericht, habe man bisher noch keinen starken Preisanstieg be-

obachtet.2

Gewiss konnte der Zweite Weltkrieg nicht aus dem Vermögen der enteigneten und

ermordeten Juden bezahlt werden. Aber die Liquidierung ihres Eigentums bildete

eine gewisse Reserve, eine Finanzierungsspritze in Phasen höchster monetärer Be-

drohung. Wie im Folgenden am Beispiel Griechenlands gezeigt werden soll, setzten

die Deutschen jüdisches Vermögen systematisch als Mittel zur Bekämpfung einer

selbstverursachten Inflation ein. Das konnte ihnen nur mit der Unterstützung grie-

chischer Finanzbehörden, der Athener Börse und kooperierender griechischer Kauf-
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interessenten gelingen. Weil das so war, beschweigen die heute Verantwortlichen in

den einst besetzten Ländern die genauen Verwertungswege des Vermögens der de-

portierten Juden bis in die Gegenwart. In Griechenland reichte das Vermögen der Ju-

den von Saloniki, um den Geldbedarf der deutschen Wehrmacht für etwa ein halbes

Jahr zu decken. Hier soll ein bis heute verborgenes Kapitel deutsch-griechischer In-

teressenkongruenz beschrieben werden.

Die wirtschaftliche Lage unter deutscher Besatzung

Griechenland hatte 1941 gut sieben Millionen Einwohner. Die Lebenshaltungskosten

stiegen zwischen 1930 und 1940 regelmäßig, aber in erträglichen Grenzen um jähr-

lich fünf Prozent.3 Das Volkseinkommen betrug vor der deutschen Besatzung 60 Mil-

liarden Drachmen, das entsprach nur etwa einer Milliarde Reichsmark. Das Land war

arm und noch stark von den Folgen des griechisch-türkischen Krieges und den da-

mit verbundenen Vertreibungen und Massenumsiedlungen gezeichnet.

Nach einem kurzen Feldzug besetzten die Deutschen am 27. April 1941 Athen.

Mit ihrem italienischen Verbündeten teilten sie sich das Land in zwei Besatzungs-

zonen; die weitaus größere stand unter italienischer Oberhoheit, die kleinere – auf

das griechische Mazedonien und Kreta beschränkte – unter deutscher. Allerdings

wohnten nur 13.000 Juden in der italienischen und 55.000 in der deutschen Zone, die

allermeisten davon in Saloniki. Erst als Italien im September 1943 seinen Separat-

frieden mit den Alliierten schloss und selbst von der Wehrmacht besetzt wurde, be-

herrschten die Deutschen ganz Griechenland, einschließlich der damals staatsrecht-

lich noch italienischen Inseln rund um Rhodos, den Dodekanes.4

Bis zum November 1943 verwaltete der Karrierediplomat Günther Altenburg den

deutsch besetzten Landesteil als Bevollmächtigter des Reichs für Griechenland. Am

5. Oktober 1942 erhielt Hitlers Sonderbevollmächtigter Südost, Hermann Neubacher,

parallel zu Altenburg zusätzliche, insbesondere wirtschaftliche und finanzpolitische

Kompetenzen. Er trug den Titel »Sonderbevollmächtigter des Führers für Griechen-

land«. Schließlich wurden beide Behörden vereinigt und von dem Diplomaten Hans

Graevenitz, der Altenburg ablöste, geleitet, allerdings weiterhin unter Neubachers be-

sonderer Oberhoheit.

Die Bedeutung Griechenlands lag in der geostrategischen Position.Von hier aus

konnte es gelingen, die Royal Navy empfindlich zu treffen. Nachdem auch Kreta in

den letzten Maitagen 1941 von deutschen Luftlandetruppen erobert worden war, er-

schien die Einnahme Maltas und Zyperns möglich, womit den britischen See- und

Luftstreitkräften ihre Basen im östlichen Mittelmeer entzogen gewesen wären. Das

gelang zwar nicht, doch konnten die Deutschen Kreta halten. Nach der Wende des
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Krieges konzentrierten sie sich seit 1942 auf den sehr kostspieligen, mit griechischen

Drachmen bezahlten Ausbau der weit vorgelagerten Insel zur Festung.

In wirtschaftlicher Hinsicht gewann griechischer Tabak für die Stärkung der deut-

schen Kriegsmoral Bedeutung. Bis zum Frühjahr 1942 gelang es der Wirtschaftsab-

teilung des Reichsbevollmächtigten, »bereits 27 Millionen kg Tabak nach Deutschland

zu schaffen«.Weitere 60 Millionen Kilogramm sollten folgen. Diese Menge überstieg

den Jahresbedarf deutscher Raucher deutlich und versprach in Deutschland ein Auf-

kommen an Tabaksteuer von fast 2,5 Milliarden Reichsmark.5 Neben Tabak wurden

sämtliche Erze, insbesondere Chrom, nach Deutschland verbracht, ansonsten Oliven-

öl, Sulfuröl und Korinthen. Den Abtransport der Waren organisierte die Spedition

Schenker, die über das Transportmonopol für Griechenland verfügte und deren Re-

präsentant in Saloniki, Pfann, zugleich SD-Resident in Griechenland war.6

Schon in Friedenszeiten musste Griechenland Lebensmittel einführen; der Krieg

schnitt es von dieser Möglichkeit ab. Da die Deutschen besonders fruchtbare Lan-

desteile im Norden Bulgarien zuschlugen und gleichzeitig die Wehrmacht »aus dem

Lande« ernährten, erlitt der Markt sofort eine tiefe Erschütterung. Schon wenige Mo-

nate nach dem deutschen Einmarsch geriet die währungspolitische Situation merk-

lich ins Wanken.7 Mitte 1942 zeigte sich das Reichsfinanzministerium alarmiert und

wies eindringlich auf die Gefahren hin. In einem zehn Seiten langen Brief an seine

kriegswirtschaftlich tätigen Ministerkollegen zum Thema »Zweckmäßigere Gestal-

tung der finanzwirtschaftlichen Beziehungen zu den außerdeutschen Gebieten zur

Sicherung eines kriegswirtschaftlichen Optimums« erörterte Reichsfinanzminister

Schwerin von Krosigk die Gefahren am Beispiel Griechenland. Er schilderte die be-

drohlichen Auswirkungen einer Finanz- und Besatzungspolitik, die zu lange auf den

Erfolg des Blitzkrieges gesetzt hatte: »Inflation ist die totale Desintegration der Volks-

wirtschaft. Sie hat auf der einen Seite den stärksten Produktionsrückgang zur Folge,

sie zeigt sich auf der anderen in der möglichsten Zurückhaltung aller Sachwerte und

Waren (wie beim Getreide durch die rumänischen Bauern), sie lässt für das betrof-

fene Land schließlich eine wirtschaftliche Planung überhaupt nicht mehr zu.«8 Die

Reichsbank beschränkte sich auf Nichtstun: »Der Gedanke, von der Währungsseite

her einzugreifen, ist zwar erörtert worden, wurde aber als zwecklos fallen gelassen.

Man wartet also die weitere Entwicklung ab und sieht voraus, dass die Drachme ei-

nes Tages auch als innergriechisches Zahlungsmittel nicht mehr funktioniert.«9 Im

Juli zeigte sich Mussolini gegenüber Hitler alarmiert und erklärte, Griechenland be-

fände sich »am Rande einer finanziellen und damit wirtschaftlichen und politischen

Katastrophe«.10 Im September wies das Reichsfinanzministerium abermals auf die

währungspolitische Chaotisierung hin. Lasse man die Situation treiben, so werde

»nicht nur die griechische Wirtschaft dem Ruin preisgegeben, sondern auch den Be-

satzungsmächten jede normale Möglichkeit eines Einkaufs von Waren oder die In-
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anspruchnahme von Dienstleistungen untergraben und damit die Erfüllung der dor-

tigen kriegsbedingten Aufgaben wesentlich erschwert«.11 Schließlich führten auch

umfassende Streiks griechischer Arbeiter, Staatsbeamter und -angestellter, in Rom

wie in Berlin zu der Einsicht, dass etwas geschehen müsse.

Gründe für das rasante Ansteigen der Inflation finden sich in der allgemeinen

wirtschaftlichen Schwäche des Landes, im Fehlen einer routinierten Finanzverwal-

tung und darin, dass die wichtigste Einnahmequelle, die Handelsschifffahrt, infolge

des Krieges daniederlag. Die Hauptursache lag jedoch in der doppelten, wenig koor-

dinierten Ausplünderung durch deutsche und (weniger extensiv) durch die italieni-

schen Besatzungstruppen. Nach den Angaben des Wehrwirtschaftsstabs Griechen-

land beanspruchten sie 1941 »etwa 40% des griechischen Realeinkommens«, ein Jahr

später nahmen »die Besatzungskosten und Staatsausgaben rund 90% des realen

Volkseinkommens in Anspruch«.12

Mit dem Fortschreiten der Geldentwertung verschwanden Agrarprodukte von

den regulären, der Preiskontrolle unterworfenen Märkten, um auf den Schwarz-

märkten wieder aufzutauchen. Das führte zur Vernachlässigung der landwirtschaft-

lichen Produktion und zum Hunger in den Städten. Dabei kam es im Winter 1941/42

zu einer Hungersnot unter den ärmeren Bevölkerungsschichten griechischer Städte.

Göring kommentierte: »Wir können uns nicht übertrieben um die hungernden Grie-

chen kümmern. Das ist ein Unglück, das noch viele andere Völker treffen wird.«13

Den Anlass zu dieser Bemerkung bildeten Zeitungsberichte, wie der in der Neuen

Zürcher Zeitung: »Die Kinder starben zu Tausenden, der Straßengraben wurde ihr

Grab. Kinder suchten in den Abfallhaufen der Straßen nach Speiseresten und Eltern

verheimlichten den Tod ihrer Kinder den Behörden und Mütter warfen nachts heim-

lich ihr totes Kind über die Mauer des Friedhofs, nur um die Lebensmittelkarte für

die Überlebenden weiter beziehen zu können.«14

Mochte die deutsche Führung diese Seite ihres Krieges ignorieren, dem »Not-

stand« der eigenen unzufriedenen Truppen musste sie sich stellen. Deren Wehrsold,

der wie überall im besetzten Europa in der Landeswährung bezahlt wurde, besaß

bald »überhaupt keine Kaufkraft« mehr. Die Soldaten wurden unzufrieden, viele be-

gannen militärisches Material zu verhökern, um an Drachmen zu gelangen.15 Im Ja-

nuar 1942 ergab eine Überprüfung der Soldatenpost, dass sich die Schreiber von na-

hezu »60% aller Briefe« damit beschäftigten, wie sie sich in den Besitz von Waren und

Geldmitteln bringen könnten, »um mit ihnen Tausch- bzw. Verkaufsgewinne zu er-

zielen, die ein Vielfaches der Einkaufspreise darstellten«.16

Angesichts der dramatischen und für das Besatzungsregime selbstzerstörerischen

Wirtschaftslage machte Hitler Anfang Oktober 1942 seinen in Bukarest stationierten

Sonderbevollmächtigten und Berater für Südosteuropa, Neubacher, zusätzlich zum

Reichssonderbeauftragten für Griechenland. Typischerweise maß die deutsche Füh-
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rung der Intervention nur kurzfristige Bedeutung zu, »da für das Jahr 1943 mit einer

neuen militärischen und politischen Lage im Mittelmeerraum gerechnet wurde«,

sprich: mit einer weitaus vorteilhafteren.17 Mussolini bestellte für den italienisch be-

setzten Teil ebenfalls einen Sonderbeauftragten, den Gesandten d’Agostino, Bank-

direktor und Sanierungsfachmann von hohen Graden. Er und Neubacher trafen nach

einer Vorbesprechung in Rom am 24. Oktober 1942 in Athen ein.18 In den folgenden

Tagen garantierten sie »die Einschränkungen der Einkäufe durch Achsentruppen auf

dem griechischen Markt«, »die zeitweilige Unterbrechung aller Lebensmittelexporte

aus Griechenland« und »die Aktivierung von Lebensmitteltransporten nach Grie-

chenland«. Zusätzlich kündigten sie die »rascheste Verbesserung der Speiseölver-

sorgung für die Bevölkerung« an und die – im Folgenden noch wichtige – temporäre

Aussetzung der Zahlungen an die Besatzungstruppen.19

Neubacher versprach »die Sicherstellung der Versorgung der Bevölkerung mit

dem lebensnotwendigen Bedarf an Lebensmitteln zu für alle Schichten erschwing-

lichen Preisen«.20 Im Sinne deflatorischer Politik folgten Kreditrestriktionen und eine

Aufhebung der ohnehin wirkungslosen Preisvorschriften,um die Preise auf dem freien

Markt wieder einigermaßen ins Lot zu bringen.Außerdem verfügte ein griechisches

Gesetz die zwangsweise Erhöhung des Kapitals von Aktiengesellschaften um 20 Pro-

zent – das so mobilisierte Geld der Besitzbürger wanderte vollständig in die Staats-

kasse. Hinzu trat auf der Seite des Produktionsfaktors Arbeit die Verordnung der all-

gemeinen Arbeitspflicht.21

Neubacher versuchte, seine Versprechen zu halten.Aus dem besetzten Serbien ließ

er Lebensmittel nachschieben, ebenso gelang es ihm, von Bulgarien und Rumänien

Lieferungen zu erzwingen. Ein wichtiger, die deutsche Herrschaft stabilisierender

Coup gelang dem neuen Sonderbeauftragten, indem er das Internationale Rote Kreuz

dazu bewog, mit britischer Einwilligung und mit schwedischer wie schweizerischer

Unterstützung Hilfslieferungen an Griechenland zu schicken. Bald liefen regelmäßig

schwedische Schiffe voller kanadischem Weizen ein.22 Aus Deutschland sollten Zucker

und Kartoffeln im Wert von acht Millionen Reichsmark für Griechenland gekauft und

der Drachmen-Erlös der Wehrmacht zur Verfügung gestellt werden, wenig später wur-

de der Betrag um 32 Millionen Reichsmark erhöht.23 Ferner bewilligte das Reichs-

finanzministerium 4,3 Millionen Reichsmark für den Ausbau wirtschaftsstrategisch

wichtiger Straßen, die also nicht mehr aus dem Lande finanziert werden sollten.24

Da zu Neubachers Eingreifen in Griechenland zu allererst die Festlegung gehör-

te, den Truppenbedarf »so weit wie irgend möglich aus Deutschland, Italien oder

dritten Ländern« nachzuschieben,25 gilt es im Hinblick auf die bald beginnende De-

portation der Juden von Saloniki festzuhalten: Damals rollten Güterzüge nach Grie-

chenland und – von den Chromerz- und Tabaktransporten abgesehen – leer zurück.

Die Transportlage behinderte die Deportation nicht.
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Stabilisierung der Drachme – Deportation der Juden

In der Summe trugen die Sofortmaßnahmen Neubachers zur relativen Stabilisierung

der Drachme bei.Allerdings gehörte zu dem Maßnahmen-Bündel Neubachers auch

die Ghettoisierung, Expropriation und Deportation der Juden, die mit dem Eingrei-

fen des Sonderbevollmächtigten in Griechenland begann. Nun sind die erhaltenen

Akten der deutschen Besatzungsverwaltung in Griechenland äußerst rar,26 doch lässt

sich der Zusammenhang zwischen Judendeportation und Inflationsbekämpfung zu-

reichend dicht belegen. Ein erstes Indiz findet sich in den Reisekostenabrechnun-

gen des Legationsrats Eberhard von Thadden, der sich im Auswärtigen Amt mit der

»Judenfrage« befasste. Nachdem Neubacher den »Sonderauftrag des Führers betr.

Stabilisierung der wirtschaftlichen Verhältnisse in Griechenland« erhalten hatte, reis-

te Thadden – ausdrücklich – zu dessen Unterstützung »für einige Wochen« nach

Athen. Der Reichsbank teilte das Auswärtige Amt mit, »dass ein Legationsrat den Ge-

sandten Neubacher begleiten wird«.27 Es war der Sachbearbeiter für »Judenfragen«.

In den folgenden Monaten flog er mehrfach zwischen Athen, Bukarest, Rom,

Wien und Berlin hin und her: »In den genannten Orten«, so steht es in seiner Reise-

kostenabrechnung, »wurden Verhandlungen im Interesse der Aktion d. Reichsson-

derbeauftragten f. Griechenland, dem ich beigegeben war, geführt.«28 In einer Stel-

lungnahme des Auswärtigen Amts zu der wegen der Inflation in Griechenland

verkomplizierten Reisekostenabrechnung heißt es klipp und klar: »Leg.Rat von

Thadden ist Herrn Gesandten Neubacher zur Unterstützung zugeteilt worden, der

sich auf Grund eines Sonderauftrags des Führers betr. Stabilisierung der wirtschaft-

lichen Verhältnisse in Griechenland vor kurzem für einige Wochen nach Athen be-

geben musste.«29 Die Aktivitäten des Sondergesandten und das Judenreferat dessel-

ben Amtes gehörten vom ersten Tag an konzeptionell zusammen.

Besonders aufschlussreich erscheinen die Daten der Reisen von Thaddens. Vom

19. bis 21. Oktober 1942 hielt sich Neubacher zu Gesprächen bei dem italienischen

Außenminister in Rom auf, am 23. traf er in Athen ein, am 24. gab er dort die erste

öffentliche Erklärung ab. Von Thadden startete am 18. Oktober in Berlin, flog nach

Rom und traf ebenfalls per Flugzeug am 23. in Athen ein. Anschließend blieb er bis

zum 30. November in Griechenland, unterbrochen von einem kurzen Romaufenthalt.

Am 11. Dezember flog von Thadden von Berlin nach Bukarest, dem gewöhnlichen

Dienstsitz Neubachers, von dort nach Athen und am 22. zurück nach Berlin. Vom 4.

bis 8. Februar 1943 reiste er unter Benutzung des Schlafwagens ins »Hauptquartier«.

Gemeint war das Führerhauptquartier Wolfsschanze. Die Besprechungsergebnisse

sind von Felix Hartlaub im Kriegstagebuch des OKW festgehalten. Das Treffen dreh-

te sich um die Geldversorgung der Wehrmacht und die daraus folgenden Spannun-

gen der Generalität mit Altenburg und Neubacher: »Zur Klärung dieser Fragen hat
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am 5.2. im Sperrkreis 1 [in dem Hitler residierte] eine Besprechung zwischen Vertre-

tern des Ausw. Amtes und der Wehrmacht stattgefunden. Es ist festgestellt worden,

dass die 20,3 Milliarden Drachmen monatlich sichergestellt und die Wehrmacht-

Schulden in Höhe von 18 Milliarden abgedeckt werden können, ferner, dass die Bau-

vorhaben sich mit diesen Beträgen durchführen lassen.« Neubacher, der an der Sit-

zung teilnahm30, sagte also zu, die von ihm mäßig gedrückten Wehrmachtsausgaben

in Drachmen zu bezahlen.31 Gleichzeitig hatte er der griechischen Regierung ver-

sichert, die Bezahlung von Besatzungskosten »auszusetzen«. Der offensichtliche Wi-

derspruch lässt sich auflösen, wenn man zu klären versucht, warum Neubacher bei

diesen und offensichtlich vielen anderen Verhandlungen den Judenreferenten des Aus-

wärtigen Amts teilnehmen ließ. Die der Wehrmacht zusätzlich zugesagten 20 Milliar-

den Drachmen pro Monat entsprachen damals etwa 140.000 englischen Goldpfund.

Insgesamt wurde den Juden Salonikis, wie noch gezeigt werden wird, Gold im Wert

von etwa 1,7 Millionen Goldpfund geraubt.

Seit Beginn von Neubachers steuernder Tätigkeit in Griechenland im Oktober

1942 forcierten die Deutschen die Massenenteignungen der Juden von Saloniki.Am

3. Januar 1943 flog Eichmanns Stellvertreter Rolf Günther nach Saloniki, gleichzei-

tig schrieb Unterstaatssekretär Luther vom Auswärtigen Amt an Altenburg in Athen,

»dass Günther selbstverständlich mit ihm tätig werden« dürfe. Am 26. Januar 1943

setzte Altenburg den griechischen Ministerpräsidenten Konstantinos Logotheto-

poulos von dem Deportationsplan offiziell in Kenntnis. Nach dem Eindruck des er-

fahrenen Karrierediplomaten reagierte dieser so, »dass Schwierigkeiten nicht zu er-

warten« seien.32

Anfang Januar 1943 informierte Eichmann seinen Mitarbeiter Dieter Wisliceny

über dessen bevorstehende Aufgabe, »in Verbindung mit der deutschen Militärver-

waltung in Mazedonien die Judenfrage in Thessaloniki zu lösen«. Einen Monat spä-

ter trafen Wisliceny und Alois Brunner in Saloniki ein.Am 6. Februar 1943 erließ der

für die örtliche Militärverwaltung verantwortliche Max Merten dort den Befehl zum

Tragen des Judensterns, ordnete die Ghettoisierung an und verhängte anschließend

Ausgangs- und andere Kommunikationssperren.33 Die Deportation der Juden von Sa-

loniki begann am 15. März 1943, und »die ganze Aktion« sollte, was nicht ganz gelang,

»in etwa sechs Wochen beendet sein.«34 Ingesamt wurden aus Saloniki damals 43.850

Juden abtransportiert, aus der umliegenden, deutsch besetzten Gegend weitere 2.134,

einige Tausend flohen in die italienische Zone.35 Am 16. März musste Wisliceny auf Al-

tenburgs Wunsch dem griechischen Ministerpräsidenten Logothetopoulos »einen

Überblick über die antijüdischen Maßnahmen geben«. Er habe ihn dabei »vollstän-

dig überzeugt und seine Zweifel zerstört«.36 Während dieser wichtigen Phase war auch

der Judenreferent des Auswärtigen Amts, von Thadden, vom 2. März bis zum 4.April

in Griechenland.37
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Am 1. März war an alle jüdischen Familien die Aufforderung ergangen, ihr ge-

samtes Vermögen zu angeblich statistischen Zwecken zu deklarieren. Die Betroffe-

nen hatten in Deutsch und Griechisch abgefasste Vordrucke zu benutzen und ne-

ben allen anderen Sachwerten unter der Rubrik f) »Gold, Edelmetall, Devisen und

Schmuck« aufzulisten.Am 8. März errichtete die griechische Regierung eine »Dienst-

stelle zur Verwaltung des Judenvermögens«, die YDIP (Yperesia Diacheiriseos Isrili-

tikis Periousias), unter der Leitung des Juristen Elias Douros. Das Amt unterstand

zunächst der deutschen Militärverwaltung, später dem Griechischen Finanzminis-

terium. Dort führte Ministerialdirektor Mavraganis die Aufsicht.38 Der Kaufpreis für

den Erwerb jüdischen Eigentums musste von den neuen griechischen Eigentümern

auf das Konto Nr. 707 bei der Griechischen Staatsbank, Filiale Saloniki einbezahlt

werden.Von deutscher Seite führte Inspektor Eberhard Kuhn die Aufsicht und sorg-

te dafür, »dass Griechen und Griechinnen, die auf irgendeine Weise den Deutschen

freundlich gesinnt waren oder verschiedene Dienste für Deutsche leisteten, bevor-

zugt wurden«.39

Einen anderen Teil der Wohnungen und der Wohnungseinrichtungen wies diese

Dienststelle den aus dem bulgarisch annektierten Teil Nordgriechenlands vertriebe-

nen und geflohenen Griechen zu.40 Zur allgemeinen Enteignung gehörte auch die

Zerstörung des uralten, zentral gelegenen jüdischen Friedhofs von Saloniki. Das

357.796 Quadratmeter große Gelände wurde in kürzester Frist in Bauland umge-

wandelt, parzelliert und verkauft. Verkauft wurden auch sämtliche Grabsteine. Im

Hinblick auf Neubacher darf angemerkt werden, dass er die Praxis, jüdische Fried-

höfe der örtlichen Gemeindeverwaltung zu übereignen, aus seiner Bukarester Tätig-

keit zumindest kannte.41

Wie in anderen besetzten und verbündeten Ländern Hitlerdeutschlands diente

das hier skizzierte Arisierungsverfahren nur einem Zweck: Mit der Einzahlung der

Verkaufserlöse auf ein zentrales Konto bei der Staatsbank gelang die Stützung einer

durch die deutsche Besatzungspolitik inflationär gewordenen Währung. Die Son-

dereinnahmen verringerten den Zwang, zusätzliches Geld zu drucken. Die Verkäufe

von jüdischem Eigentum banden wenigstens einen Teil des durch den Warenmangel

aufgestauten Kaufkraftüberhangs. Kurzfristig erbrachte diese Form der Vermögens-

umschichtung unter Beteiligung der Staatskasse jedoch wenig. Dafür war das Ver-

fahren zu schwerfällig. Aber Neubacher brauchte und erreichte den schnellen, so-

fort greifbaren Erfolg. Auffällig und gut belegt ist, mit welcher Konsequenz die

Wehrmacht Gold in Saloniki beitrieb. An diesem Punkt wird die Verbindung zwi-

schen der Deportation von 46.000 Menschen nach Auschwitz und dem Eingreifen

Neubachers zur Stabilisierung der griechischen Finanzen sichtbar.

Im Jahr 2000 berichtete Heinz Kounio, Präsident der Jüdischen Versammlung

Thessaloniki, über den einstigen deutschen Wehrmachtsgewaltigen der Stadt, Max
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Merten: »Ich kann mich noch an vieles erinnern. Merten war der mächtigste Mann

der Stadt. Er sagte zu uns: ›Goldbarren ist der Tarif!‹« Einige Tage bevor die Juden

nach Auschwitz verfrachtet wurden, setzte man sie in einem Zwischenlager gefangen.

»Dort mussten sie alles abgeben, Schmuck und alle goldenen Gegenstände. Ab dem

Moment war der Schmuck weg. Merten und seine Mitarbeiter haben ihn in Säcken

gesammelt.«42 Ähnliches erzählte der Vorsitzende der Jüdischen Gemeinde in Salo-

niki,Andreas Sefihas, ebenfalls im Jahr 2000: »Allein ich hatte tausend britische Gold-

pfund zu bezahlen, in der Hoffnung, meinen Vater so aus einem Arbeitslager der

Wehrmacht frei zu bekommen.«43

Insgesamt forderte Merten bereits am 17. Oktober 1942 von der Jüdischen Kul-

tusgemeinde 10.000 Goldpfund als Voraussetzung für die Entlassung jüdischer Män-

ner aus der Zwangsarbeit.44 Diese Goldforderung liegt zeitlich einige Tage vor dem

Eintreffen Neubachers in Griechenland.Allerdings erklärte dieser am 21. Oktober in

Rom, als der griechische Finanzminister auf die Senkung der Besatzungskosten

drängte, »dass von ihm aus gewisse Maßnahmen sogar schon eingeleitet seien«.

Tatsächlich war auch bereits am 15. Oktober ein von ihm initiierter Befehl ergangen,

der Ausgaben der Wehrmacht drastisch mindern sollte.45 Zwei Tage zuvor hatte sich

Neubacher mit dem OKW besprochen.46 Die paar Tausend jüdischen Zwangsarbei-

ter hatte Merten erst im Juli rekrutiert und sie im Straßen- und Flugplatzbau sowie

im Feldeisenbahnbetrieb und im Erzbergbau einsetzen lassen. Die Arbeiten leitete

die Organisation Todt; sie brauchte die zwangsrekrutierten Juden, weil sie sich wegen

der Inflation nicht mehr in der Lage sah, reguläre griechische Arbeiter zu bezahlen.

Aus Mangel an Unterkünften mussten die Männer »zum größten Teil unter freiem

Himmel schlafen«, zudem gab es keine ausreichende Verpflegung und so »holte sich

ein höherer Prozentsatz Lungenentzündung und starb«. Wegen vollständiger Ineffi-

zienz hob Merten schon am 17. Oktober 1942 die Zwangsarbeitspflicht wieder auf.

Stattdessen trieb er Lösegeld ein, und zwar in Form von Gold. Das konnte er infla-

tionsbeständig lagern und erst jeweils an jenem Tag an der Börse zum aktuellen Kurs

einlösen, an dem er seine Lohnarbeiter auszahlen musste.47

Nach der ersten gelungenen Goldbeschaffung forderte Merten Anfang Novem-

ber vom Vorsitzenden der Jüdischen Gemeinde ultimativ 3,5 Milliarden Drachmen,

die direkt an die deutsche Wehrmacht bezahlt werden sollten. Dann senkte er die For-

derung auf 2,5 Milliarden und ließ sie in Gold aufbringen. Es konnte nach der von

Merten unterzeichneten Vereinbarung in Raten zu je 5.000 englischen Goldpfund bis

zum 15. Dezember 1942 bezahlt werden. Insgesamt erpresste die Wehrmacht für ihre

nächstliegenden Zahlungsverpflichtungen im November und Dezember 1942 von

den Juden Salonikis 25.000 Goldpfund, das entsprach nach den Angaben des Deut-

schen Kommissars bei der Griechischen Nationalbank, Paul Hahn, 500.000 Reichs-

mark.48 Die Goldstücke wurden, wie bereits erwähnt, an der Börse verkauft, also in
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Papiergeld verwandelt, und dann zur Auszahlung des Solds an deutsche Soldaten und

zur Bezahlung solcher griechischer Arbeiter verwendet, die im Dienst der Wehrmacht

standen. So heißt es in einem Baubericht der Organisation Todt vom 11. Januar 1943:

»Wie ich bereits mitgeteilt habe, hat der Militärbefehlshaber Saloniki-Ägäis 1/2 Mil-

liarde Drachmen versprochen, wenn diese Summe von der israelitischen Kultusge-

meinde aufgebracht ist, ohne jedoch einen Termin angeben zu können.«49 Nach ei-

genen Aussagen nutzte Merten auch die Einnahmen aus dem Verkauf des jüdischen

Friedhofs von Saloniki zur Bezahlung von Arbeitern, die im Dienst der Deutschen

standen.50

Wenn man sich nun abermals vergegenwärtigt, dass Neubacher am 24. Oktober,

sofort nach seiner Ankunft, der griechischen Regierung die temporäre Aussetzung

von Zahlungen an die Besatzungstruppen versprochen hatte,dann erklärt sich,warum

Merten in Saloniki Gold von den Juden beitrieb. Auf diese Weise konnte er im Ein-

verständnis mit Neubacher sehr schnell Geldmittel zur Begleichung der Besatzungs-

kosten aufbringen, auch wenn der griechische Staat seine Zahlungen aus Gründen

der Währungsstabilität in Überstimmung mit den deutschen Spitzenbeamten stark

reduzierte. Die Zwangsabgabe entsprach den Judenkontributionen in Deutschland

(1938), Frankreich (1941) oder Rumänien (1942), der Judenvermögensabgabe in Bul-

garien (1942), in der Slowakei (1941) oder der verdeckten Kontribution in Ungarn,

wo (1942) mit einem Schlag sämtliche Anleihen aus dem Ersten Weltkrieg für nich-

tig erklärt wurden, sofern sie Juden gehörten. Wegen der besonderen Währungs-

situation in Griechenland musste die Kontribution dort in purem Gold aufgebracht

werden.

Nach dem ersten Beutezug begann der Raub so richtig mit der Ghettoisierung im

März 1943. Mit Hilfe von Spitzeln und systematischer Folter zwangen die Mitarbei-

ter Eichmanns, Brunner,Wisliceny und ihre Leute, die Wehrlosen, die Verstecke ihres

Schmuckes und Goldes zu nennen. So »füllte sich die Schatzkammer der Vélissa-

rioustraße mit allen Kostbarkeiten Ali Babas«, wie es im Bericht von Michael Molho

heißt: »Auf den Tischen lagen wohlgeordnet und in verschiedenen Haufen Ringe mit

Diamanten und Edelsteinen aller Nuancen und Größen, Broschen, Medaillons,Arm-

reifen, Goldketten, Trauringe, Uhren in jeder Form, Münzen, geordnet nach Bildern

und Jahreszahlen, amerikanische und kanadische Dollars, Pfund Sterling, Schweizer

Franken etc. Auf der Erde häuften sich an: Vasen, chinesische Porzellangefäße, sel-

tene Objekte, enorme Stapel von Teppichen. Es war, auf diesem Raum relativ zusam-

mengepfercht, ein Überfluss an Reichtümern, den selbst die überschwängliche Phan-

tasie eines Alexandre Dumas nicht sich hätte spiegeln lassen in den Augen seines

Monte Christo.«51

Nach einer Schätzung der Jüdischen Gemeinde von Saloniki aus den 1950er Jah-

ren sollen den Juden der Stadt auf diese Weise Gold und Schmuckstücke im Wert von
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130 Millionen Mark geraubt worden sein. Das wären in Gold umgerechnet etwa 46

Tonnen gewesen. Folgt man einer vorsichtigeren und gründlich angelegten Berech-

nung, die Joseph Nehama schon am 2. April 1946 anstellte, so erbeuteten die Deut-

schen in Griechenland insgesamt »die eindrucksvolle Menge von über 12 t. Fein-

gold«.52 Dem entsprechen etwa die Angaben des World Jewish Congress von 1948, der

den Wert des geraubten Goldes in einer vorsichtigen Schätzung (»most moderate cal-

culation«) mit 1,7 Millionen englischen Goldpfund angab.53

Da die beschriebene Schatzkammer in der Vélissarioustraße nicht nur Gold, son-

dern auch andere Wertsachen enthielt, wird die gesamte Ausbeute sicherlich höher

gewesen sein. Mit einiger Wahrscheinlichkeit wurde auch manches davon gegen Gold

an Griechen verkauft. Ich werde mich jedoch aus Gründen der historiographischen

Zurückhaltung an die möglicherweise zu niedrige Schätzung von zwölf Tonnen hal-

ten. Für sie spricht, wie noch zu zeigen ist, auch eine deutsche Berechnung.

Erst Wochen nach den Deportationen erging am 15. Juni 1943 der Befehl Mertens,

mit dem »das Eigentum an dem gesamten jüdischen Vermögen, das sich im Befehls-

bereich Saloniki-Ägäis befunden hat oder noch befindet, dem griechischen Staat, ver-

treten durch den Minister Generalgouverneur von Mazedonien, zum Eigentum über-

tragen« wurde.54 Nach Mertens Aussage im Jahr 1964 blieb das Gold jedoch in

deutschen Händen. Es wurde demnach auf Anordnung des Reichsbevollmächtigten

Altenburg nach Athen und dort zur Deutschen Gesandtschaft transportiert.55 Auch

die gewöhnlich recht genauen Aussagen Wislicenys weisen in Richtung Athen. Dem-

nach habe Merten »Geld und Schmuck und Schmuckgegenstände bei der Bank von

Griechenland deponiert«. Auch das Bargeld – etwa 280 Millionen Drachmen – ging

nach dem Zeugnis von Wisliceny zunächst »auf ein Sammelkonto bei der Bank von

Griechenland« und dann an den Militärbefehlshaber.56 In beide Nachkriegsaussagen

fügt sich die zeitgenössische Darstellung von Eichmanns Mitarbeiter Huntsche. In ei-

nem Streit, der sich nach der Deportation von 46.000 Menschen um die Erstattung

der Transportkosten entspann – es handelte sich um 1.938.488 Reichsmark –, beharrte

Huntsche darauf, dass das »beschlagnahmte Vermögen der Juden«, nicht etwa der SS,

sondern »dem Militärbefehlshaber Ägäis (Militärverwaltung) in Saloniki zur Verfü-

gung stehe«.57 Das aber war, von Kreta abgesehen, die deutsche Besatzungszone. Er-

klärungsbedürftig bleibt, warum das Gold dann nach Athen transferiert wurde.

Mit dem Gold, so meine These, wurde die inflationäre Drachme – im Einverständ-

nis mit dem griechischen Finanzministerium und der Nationalbank – bis zum August

1943 erfolgreich stabilisiert. Dafür sprechen zunächst drei Personalien: Zu Beginn der

währungspolitischen Intervention wurde der deutsche Kommissar bei der Banque de

France,Carl Schäfer, für sechs Wochen zur Unterstützung Hahns nach Athen entsandt.58

Der Mann verfügte über einschlägige, in Frankreich gesammelte Erfahrungen, die In-

flation zu dämpfen.Im Januar musste der Gouverneur der Griechischen Nationalbank
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zurücktreten; er wurde durch den kooperationswilligeren Georg Merkouris ersetzt.59

Ebenso bestellte sich Neubacher einen Finanz- und Superminister seiner Wahl. Suk-

zessive übertrug er dem neu ernannten Finanzminister Hektor Tsironikos, dessen

»Deutschfreundlichkeit über jeden Zweifel erhaben war«, zusätzlich die Leitung des

Sozial-, Gesundheits-, Wirtschafts-, Arbeits- und Landwirtschaftsministeriums. Die-

ser Mann »besaß das volle Vertrauen des Sonderbevollmächtigten«.60

Mit dem Einverständnis von Tsironikos und Merkouris, so behaupte ich weiter,

verkauften griechische Börsenmakler, die mit den Deutschen kooperierten, das von

den Juden Salonikis geraubte Gold an der Börse in Athen. Dort nahmen sie dafür raue

Mengen Papierdrachmen ein, mit denen die Wehrmacht ihre Ausgaben finanzierte.

So konnte die Vermehrung des Geldumlaufs für einige Monate gestoppt oder we-

nigstens verlangsamt und das Preisniveau gehalten werden.61 Mit der Transaktion

landete das Gold der deportierten und ermordeten Juden von Saloniki in den Ta-

schen griechischer Kaufleute und Börsenspekulanten, während die Deutschen mit

den zum Tageskurs dafür bezahlten Drachmen die fälligen Rechnungen für griechi-

sche Waren und Dienstleistungen beglichen und ihre eigenen Soldaten bezahlten.

Um diese These zu erhärten, ist ein etwas ausführlicherer Indizienbeweis erforder-

lich. Beginnen wir mit einem zeitlichen Vorgriff auf den November 1943.

Die »Goldaktion« vom November 1943

Mitte Juni 1943 erklärte der Vertreter Görings, Ministerialdirektor Gramsch, in einer

»Ressortbesprechung Griechenland«: Er halte den Einsatz von Gold und Devisen

»für die Erlangung von Leistungen in Griechenland [für] derzeit nicht zweckmäßig«.

Neubacher, der an der Sitzung teilnahm, behielt sich jedoch vor, »im Laufe der wei-

teren, heute noch nicht abgeschlossenen Entwicklung nötigenfalls auf diese Frage

zurückzukommen«.62 Als sich im September 1943 die seit Dezember einigermaßen

stabile Währungslage plötzlich dramatisch verschlechterte, telegraphierte Graeve-

nitz am 5. Oktober an Neubacher unter dem ausdrücklichen Hinweis auf Gold: »Um

Intervention wirksam gestalten zu können, wäre vorübergehende Überlassung wei-

terer Mittel ratsam.«63 Bemerkenswert, dass hier von der Überlassung weiterer Mit-

tel die Rede war, wo doch angeblich noch gar kein Gold eingesetzt worden war.

Doch passierte während der folgenden vier Wochen nichts. Die Inflation be-

schleunigte sich weiter, und wieder zeigte sich das an der Stimmung deutscher Sol-

daten, deren Wehrsold nicht mehr für die gewünschten Einkäufe ausreichte. Am 13.

November 1943 telegrafierte das Luftwaffenkommando Südost an die Adjutantur

Görings: »Der deutsche Soldat sieht, dass hier mit Lebensmitteln gewuchert wird, die

er nicht kaufen kann bzw. für die ihm das Geld zum Einkauf vorenthalten wird. Ge-
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legentliche Wehrsolderhöhungen wie die vom 11.11. werden als völlig sinnlos emp-

funden. Er möchte die Lebensmittel laufend, mindestens aber zu Weihnachten in den

Grenzen seines Verdienstes seinen Angehörigen, die unter dem Krieg in der Heimat

mehr leiden als die griechische Bevölkerung, zugute kommen lassen. Da er nicht kau-

fen kann, müssen Schiebungen übelster Art die notwendige Folge sein.« Der zu-

ständige General forderte »energische Maßnahmen«, mit dem Ziel, dass seine Män-

ner wenigsten »Weihnachtsgeschenke nachhause senden können«.64

Wenige Tage bevor die Soldatenbeschwerden Göring erreichten, war die Ent-

wicklung am 8. November 1943 bereits in einer Griechenland-Ressortbesprechung

in Anwesenheit Neubachers erörtert worden. Wieder wurden allerhand Stabilisie-

rungsmanöver beschlossen. Darunter der schon seit Januar 1943 im Fall Rumänien

praktizierte »Einsatz von Reichsgold in Griechenland«. Tatsächlich lieferte die Deut-

sche Reichsbank von nun an regelmäßig per Kurierflugzeug Gold nach Athen, ins-

gesamt mehr als acht Tonnen. Der Zweck bestand darin, durch gezielten Verkauf von

Gold die inflationäre Drachme zu stützen und wenigstens leidlich zu stabilisieren.65

Das begann zehn Tage nach der Besprechung vom 8. November. Schon ange-

kündigte Preiserhöhungen wurden storniert, die Wehrmachtsintendanten angewie-

sen, »nicht unbedingt notwendige Ankäufe befristet zurückzustellen«.66 Dem zum

Trotz wurde der Wehrsold noch im Dezember massiv erhöht.67 Die Inflation ließ sich

so nicht stoppen, wohl aber verlangsamen. Scheinheilig gab Neubacher die Zusage,

dass fehlende Spitzenbeträge »der Besatzungsmacht angelastet« würden. Tatsächlich

brüstete er sich wenig später mit der Bemerkung, eine solche Erklärung sei »so all-

gemein gehalten (kein Termin der Rückzahlung, keine Zinsen), dass eine übermäßige

Verpflichtung des Reiches nicht entstehe«.68 Im letzten Monat der deutschen Besat-

zung betrug der Teuerungsindex sage und schreibe 550 Millionen Prozent.69

Trotz der Hyperinflation, die im Sommer 1944 im Zusammenbruch der griechi-

schen Währung endete, stellte der Kommissar zur Überwachung der griechischen

Notenbank, Reichsbankdirektor Paul Hahn, in seinem Abschlussbericht fest: Ihm sei

»die möglichst lange Erhaltung der Zahlungsfunktion der Drachme« gelungen, die

»im lebenswichtigen Interesse der Deutschen Wehrmacht lag«.70 Mit ihrer Goldaktion

brüsteten sich die Verantwortlichen nach 1945 hemmungslos und gaben sich als wah-

re Menschenfreunde. »Mitte November [1943] startete ich«, so schrieb Neubacher,

»auf der Athener Börse die Goldaktion. […] Die Überraschung der Griechen war un-

geheuer, kein Mensch hätte es für möglich gehalten, dass Deutschland Gold auf den

Markt wirft.«71 Ähnlich glorifizierte sich Hahn: Die griechische Bevölkerung habe

das »Einströmen von Gold aus dem Besitz der deutschen Besatzungsmacht« als poli-

tische Handlung erlebt, die sich günstig »von der Form früherer finanzieller Hilfs-

maßnahmen des Auslandes«, gemeint war Großbritannien, abgehoben habe. Das ha-

be »in griechischen Wirtschafts- und Finanzkreisen Beachtung und Würdigung
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gefunden«.72 Die Finanzkreise verdienten mit. Sie vermakelten und kauften die Gold-

tranchen an den Börsen in Athen und Saloniki. Sie wurden nach den Angaben Hahns

über bestimmte griechische Vertrauensmakler platziert und das Gesamtgeschäft

»über die Bank von Griechenland« abgewickelt.73

Der Einsatz des Goldes der Juden von Saloniki

Im Winter 1944/45 schrieb Paul Hahn seinen Abschlussbericht über seine gut drei-

jährige Tätigkeit als Deutscher Bankenkommissar bei der Bank von Griechenland.

In leicht veränderter Form veröffentlichte er ihn 1957. Der Bericht enthält einen aus-

führlichen Abschnitt über die »Goldaktion«. Betrachtet man Hahns Tabelle über die

»Goldeingänge«, dann fällt zweierlei auf. Erstens beginnen die Eingänge nicht am 

18. November 1943, wie im laufenden Text und in der Nachkriegsliteratur behaup-

tet wird, sondern am 4. Februar 1943. Zudem unterteilte Hahn die Goldeingänge in

seinem Abschlussbericht in zwei Zahlenkolonnen. Die zweite umfasst die Zahlun-

gen, die im Wesentlichen74 seit dem November getätigt wurden. Dabei handelte es

sich ausdrücklich um Gold, das von der Reichsbank nach Athen »abgegangen« war.

(Es bedarf kaum der Erwähnung,dass die Reichsbank zu diesem Zeitpunkt ausschließ-

lich mit Raubgold arbeitete.)

Tatsächlich aber begannen, wie die erste Zahlenkolonne Hahns ausweist, die sys-

tematischen Stützungskäufe mittels Gold bereits am 4. Februar 1943. Sie wurden –

wobei die Monatsbeträge vom Mai an abnahmen – bis zum 21. September fortge-

führt.75 Zu dieser ersten Zahlenkolonne gab Hahn vage an, sie stimme »mit den lis-

tenmäßigen Angaben der Reichshauptkasse überein« und die Goldtransporte seien

»in Athen eingegangen«. Es steht hier also nicht, wie über der zweiten Rubrik, die

Sendungen seien von der »Reichshauptbank Berlin nach Athen abgegangen«. Das

Woher bleibt im Dunkeln. Die sonderbaren Angaben Hahns und das sonstige gene-

relle Verschweigen von Goldverkäufen vor dem 18. November machen die Vermu-

tung zwingend, dass das Gold aus der ersten Aufstellung Hahns aus dem Besitz der

Juden von Saloniki stammt. Während sich die Goldlieferungen der Reichsbank seit

dem November 1943 auf 324.000 Goldpfund und 5.112.570 Goldfrancs beliefen, war

die zuvor eingesetzte Goldmenge deutlich höher. Nach der zitierten Aufstellung han-

delte es sich um 455.000 Goldpfund und um 9.340.290 Goldfrancs, die Hahn zwi-

schen Februar und September 1943 verbuchte.76 Dem Abschlussbericht zufolge lie-

ferte die Reichsbank »insgesamt etwa [für] 24 Millionen«77 Reichsmark Gold. Bei

einem Goldpreis von 2,8 Millionen Reichsmark pro Tonne macht das etwa 8,6 Ton-

nen aus.78 Rechnet man diese Angaben auf die zwischen Februar und September 1943

eingesetzte Goldmenge um, dann ergibt sich, dass die deutschen Finanzfachleute zu-
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vor gut 12 Tonnen Gold für die Stützung der griechischen Währung einsetzten. Das

Gold hatten sie in Saloniki erbeutet. Die Menge kommt der bereits zitierten Schät-

zung Nehamas auffällig nahe.

Die Interventionen Neubachers und Hahns mit Hilfe des aus dem jüdischen Be-

sitz gewonnenen Goldes zeigten einen unmittelbaren währungsstabilisierenden Er-

folg. Der Kurs des Goldpfundes betrug am 19. Mai 1943 nur noch 249.000 Drachmen

und am Ende der sich abschwächenden Interventionen 380.000 Drachmen.79 Von ei-

ner kurzen Zwischenspitze abgesehen, überschritt der Drachmenkurs erst Ende Au-

gust 1943 wieder den Höchstwert, den er im Oktober 1942 erreicht hatte.80 Für die-

se Monate konnte der Wehrmachtsintendant berichten, die wirtschaftliche Lage habe

sich »weitgehend beruhigt« und schon Ende 1942 sei ein erheblicher Preissturz ein-

getreten. Gleichzeitig drückte Neubacher die Geldforderungen der Wehrmacht re-

gelmäßig um etwa ein Drittel. Als allerdings am 21. September 1943 der letzte Rest

des den Juden von Saloniki geraubten Goldes verbraucht, an der Börse an Griechen

verkauft und in seinem Drachmengegenwert von der Wehrmacht buchstäblich auf-

gezehrt worden war, stieg der Drachmenkurs zwischen dem 21. September und dem

17. November 1943 von 474.000 auf 1.900.000 Drachmen. Anschließend, nach der

ersten Goldlieferung der Reichsbank, konnte der Goldkurs am 24. November kurz-

fristig wieder um 50 Prozent auf 900.000 Drachmen gedrückt werden.81

Während Hahn immerhin in einer Tabelle über die regelmäßigen Goldinterven-

tionen zwischen Februar und September 1943 berichtete und sie im Gesamtbericht

verschwieg, unterschlug sie Neubacher in seinen Nachkriegserinnerungen vollstän-

dig, um sich mit dem offiziellen Teil der Goldaktion vom November 1943 an umso

mehr zu brüsten. Interessant erscheint in diesem Zusammenhang ein Schnellbrief,

den der im Reichsfinanzministerium zuständige Ministerialdirektor Fritz Berger Ende

April 1943 zur »Wehrmachtsfinanzierung Griechenland« schrieb. Er monierte voll-

er Empörung, Neubacher habe seit dem 1. Dezember 1942 die griechische Besat-

zungskostenerstattung um mehr als sechs Siebtel reduziert. Das müsse »in eine

Sackgasse führen« und am Ende die Besatzungskosten auf das Reich überwälzen. In-

teressanter noch als der Brief ist die Antwort, die 14 Tage später an den in diese Aus-

einandersetzung einbezogenen Chefintendanten beim Oberbefehlshaber Südost tele-

fonisch einging. Sie findet sich in einem Vermerk vom 12. Mai 1943 und lautet: »Der

Inhalt des Schnellbriefes ist durch fernmündliche Verhandlung des Sonderbeauf-

tragten mit den zuständigen Berliner Stellen überholt.«82 Offenbar neu über die Hin-

tergründe von Neubachers zeitweiliger Rücksicht auf die griechische Staatskasse und

von dessen gleichzeitiger – höchst geheimer und wohl nur mündlich weitergegebe-

nen – Technik zur Wehrmachtfinanzierung unterrichtet, erkannte Berger am 15. Juli

1943 an, »dass sämtliche wichtigen Anforderungen [der Wehrmacht] von dem Ge-

sandten Neubacher bisher befriedigt worden sind und dass die in dieser Hinsicht laut
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gewordenen Klagen auf unzutreffenden Voraussetzungen beruhten und unberech-

tigt waren«.83

Eben diesen Bedarf deckte Neubacher durch Goldverkäufe an der Athener Börse.

Im Juli 1943 beobachteten Offiziere des Wirtschaftskommandos Athen: »Der [Gold-]

Pfundkurs war bis Ende Juni durch Spekulation auf 540.000 Drachmen getrieben

worden. Schon die Tatsache, dass der Gesandte Neubacher in Athen für kurze Zeit

eintraf, bewirkte einen Rückgang auf 400.000 Drachmen. Durch geringen Goldver-

kauf wurde der Kurs weiter auf 340.000 Drachmen gedrückt.«84 Allein die Formu-

lierung, dass die Kurse fielen, weil Hitlers Sonderbeauftragter eintraf, zeigt, wie sehr

sich die Börse im Juli 1943 bereits auf derartige Interventionen eingestellt hatte.

Tatsächlich hatte es bis dahin bereits neun Goldinterventionen gegeben. Neubacher

selbst erzählt die Geschichte in seinen Erinnerungen auch, nur verlegt er sie einfach

in die Zeit der offiziellen »Goldaktion«.85

Deutsch-griechisches Schweigekartell

Demnach steht im Sinne eines Indizienbeweises fest:Vom Oktober 1942 bis zum Sep-

tember 1943 stützten die Deutschen die Drachme insgeheim – unter Mitwirkung des

griechischen Finanzministers, der Notenbank und gewisser »Vertrauensmakler« –

mit dem Gold, das sie den Juden von Saloniki geraubt hatten, und finanzierten da-

mit direkt die Deutsche Wehrmacht. »Der Sinn der Goldaktion war folgender«,

schrieb Neubacher in seinen Erinnerungen über den offiziellen Teil derselben und

das gilt auch für den inoffiziellen, »die aufgekauften Banknotenmengen wurden für

die Deckung der Besatzungskosten verwendet, dadurch wurde die Banknotenpres-

se entlastet.« So gelang es ihm, die griechische Währung, trotz aller Inflation, als Zah-

lungsmittel zu bewahren – »das Problem, das zu lösen war, ist immer dasselbe ge-

blieben: den Geldcharakter der Papierdrachme zu erhalten«.86 Indirekt wurde damit

eine Entlastung des griechischen Staatshaushaltes von Besatzungskosten bewirkt.

Der zuständige Wehrmachtsintendant verhielt sich zwar reserviert gegenüber Neu-

bachers Währungspolitik, die auch ihn disziplinierte, räumte aber ein: »Als Vorteil

der Goldverkäufe steht die technische Entlastung der Notenpresse fest, da mittels

Gold erhebliche Mengen Banknoten bar für den Wehrmachtsbedarf herausgeholt

wurden.«87

Die Enteignung der Juden von Saloniki folgte den unmittelbaren Finanzinteres-

sen der Wehrmacht. Nach der Feststellung des deutschen Bankkommissars Hahn be-

stand das »Hauptziel der Goldaktion« in der »Beschaffung der für die Wehrmachts-

finanzierung erforderlichen Barmittel«.88 Da sich diese Aktion – von den deutschen

und griechischen Verantwortlichen bis heute verschwiegen – zumindest zu drei Fünf-
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teln aus dem Gold der griechischen Juden speiste, fand hier eine direkte, durch ein-

fache Börsentransaktionen verschleierte Form der Enteignung von Staatsangehöri-

gen eines besetzten Landes zugunsten der Besatzungsmacht statt. Es handelt sich

demnach um einen eindeutigen Verstoß gegen Artikel 46 der Haager Landkriegs-

ordnung, der einer Besatzungsmacht die Einziehung von Privateigentum eindeutig

verbietet. Der eklatante Rechtsbruch findet seine Bestätigung in der Rechtferti-

gungsschrift, die Hahn 1957 abfasste. Dort heißt es in der Schlussbemerkung: »Die

gesamte Goldintervention lag in den Händen des Bankkommissars, der auch die

Goldbestände unter eigenem Verschluss verwaltete.«89 Nach Angaben der deutschen

Militärverwaltung konnten die Besatzungskosten während der offiziellen Goldaktion

»zu Zweidritteln bis Dreivierteln aus dem Golderlös gedeckt werden«.90 Das war

während des inoffiziellen ersten Teils nicht anders gewesen.

Später mussten die deutschen und die griechischen Beteiligten ihre Geschäfte

zum gegenseitigen Nutzen niemals leugnen, weil sie so geheim blieben, dass nach

dem Krieg niemand danach fragte. Stattdessen schenkte die Weltöffentlichkeit noch

jahrzehntelang einer Räubergeschichte Glauben, die Max Merten 1957 im Athener

Gefängnis einem Mithäftling aufgeschwatzt hatte.Auch später schwadronierte Mer-

ten mehrfach von einem »Nibelungenhort« der Juden von Saloniki, der sich auf dem

Grund des Meeres befände. Offenbar konnte er für seine Finte, die den Verteidi-

gungsstrategien Neubachers, Hahns und Altenburgs folgte, auch Simon Wiesenthal

gewinnen.Der forderte 1971 vor einem Wiener Gericht eine Provision von 100.000 DM

»für seine Mithilfe beim Ausfindigmachen eines Gold- und Platinschatzes, der im

Zweiten Weltkrieg von den Deutschen aus Griechenland verschleppt worden« sei.

Der beklagte griechische Staat machte dagegen geltend, »Wiesenthals Informationen

in dieser Sache seien ohne Wert gewesen«.91 Selbst noch im Jahr 2000 wurde die Ent-

lastungsbehauptung von Merten ernst genommen. Damals suchten professionelle

Taucher vor dem Südwestzipfel des Peloponnes nach einem angeblich von Merten

vorsätzlich versenkten Fischerboot, das den »Judenschatz von Saloniki« an Bord ha-

be. Schon entbrannte ein Streit, wem der Reichtum gehöre, falls er in nationalen oder

in internationalen Gewässern gefunden werde.Wie die Story waren auch die im Au-

gust 2000 gehandelten Wertangaben aus der Luft gegriffen: »Mehr als zwei Milliar-

den Dollar«, meinten BBC und CNN.

Tatsächlich dürfte man zumindest 1971 in eingeweihten Athener Finanzkreisen

noch sehr wohl gewusst haben, wohin das Gold der griechischen Juden 1942 und

1943 verschwand. Es wurde weder versenkt noch nach Deutschland verschleppt. Es

blieb zum allergrößten Teil im Land und wechselte dort – gegen Bezahlung – den Be-

sitzer. Die eingangs zitierte historiographisch belanglose Quellenedition Documents

on the History of the Greek Jews fängt erst 1944 so richtig an. Sie stützt sich auf das

Archiv des damals bedeutungslosen griechischen Außenministeriums. Wie wäre es,
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wenn die Papiere aus den Archiven des Finanzministeriums und der Nationalbank

veröffentlicht würden, die von den zentralen Entscheidungen zur Enteignung der Ju-

den zwischen 1942/43 handeln, die Auskunft geben über die Verhandlungen der grie-

chischen Verantwortlichen mit Hahn, Neubacher und Altenburg zur Stabilisierung

der Landeswährung? Wie wäre es, wenn die griechische Regierung die Dokumente

über die Enteignung der Juden einfach veröffentlichte, anstatt nach einem angeb-

lichen Nibelungenhort der Juden von Saloniki im Mittelmeer tauchen zu lassen?
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